
EDITORIAL
Liebe Leserinnen und Leser,

in einem inzwischen wieder gelöschten 
Tweet hat Maximilian Krah, Spitzenkan-
didat der AfD für die Wahl zum europäi-
schen Parlament, Folgendes gepostet: 
„Natürlich ist Korruption korreliert mit 
Kultur und Kultur mit Ethnie.“ In ver-
ständliches Deutsch übersetzt heißt 
das, dass bei bestimmten Ethnien Kor-
ruption quasi von Natur aus zur Kultur 
gehöre und deshalb weiter verbreitet 
sei als bei anderen, beispielsweise 
unserer eigenen. Klingt überzeugend, 
wissen wir doch schon, dass es sich in 
Fragen der Kriminalität generell so ver-
hält. Denken wir nur an die arabischen 
Clans und all die fremdländischen Ma-
fiosi, die sich in Deutschland tummeln. 
Da hilft nur eins: Remigration. Dann ist 
das Problem gelöst.

Zugegeben, das ist eine satirische Zu-
spitzung, aber anders als mit Überspit-
zung ist der Argumentation der AfD und 
ihrer Vertreter schlecht beizukommen. 
Dabei ist deren Strickmuster recht 
einfach und immer dasselbe: Es geht 
darum, alle Fragen und Probleme mög-
lichst in solche der Kultur und der eth-
nischen Zugehörigkeit zu verwandeln. 
Dann wird aus dem Interessengegen-
satz zwischen Oben und Unten, dem 
Konflikt zwischen Arbeit und Kapital 
einer zwischen „uns“ und „denen“. Es 
gilt: „Wir sind das Volk“ – und „die“ eine 
abgehobene Elite mit globalistischer 
Agenda, die den Zustrom kulturfremder 
Wirtschaftsflüchtlinge nicht verhindert, 
wenn nicht sogar fördert.

„It‘s the economy, stupid“ – den Slogan, 
mit dem Bill Clinton 1992 die US-Prä-
sidentschaftswahlen gewann, möchte 
man all denen zurufen, die vor allem 
Kulturkämpfe führen wollen, statt sich 
um die realen Sorgen und Nöte der Men-
schen zu kümmern. 

Genau diesen Slogan weist aber Maximi-
lian Krah bezeichnenderweise in seinem 
letztes Jahr erschienenen Buch „Politik 
von rechts“ strikt zurück, weil sonst 
„alles am Ende ein Verteilungskampf 
zwischen gesellschaftlichen Gruppen“ 
sei. Für rechte Wirtschaftspolitik gelte 
vielmehr: „Daß dem Einzelnen materielle 
Güter zugeordnet sind, zum Gebrauch 
wie zum Aufbau von Vermögen, ist Teil 
der natürlichen Ordnung“. Schlecht und 
schädlich sei nur der „globale Kapitalis-
mus einer kleinen Oligarchie“. Hier fallen 
dann die Namen der üblichen Verdächti-
gen: Bill Gates und George Soros.

Mit den besten Grüßen

Redaktion BIG Business Crime
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Eine neue 
Anti-Geldwäsche- 
Behörde der EU

Anti-Money-Laundry Authority (AMLA) 
ist der Name der neuen Behörde der 
EU zur Bekämpfung von Geldwäsche. 

„Eine starke AMLA braucht auch einen 
starken, glaubwürdigen und nachhaltigen 
Standort.“ Das sagte Bundesfinanzminister 
Christian Lindner, nachdem Frankfurt am 
22.2.2024 das Rennen um den Zuschlag 
für die AMLA gewonnen hatte. 

Während die 27 Regierungsvertreterinnen 
und -vertreter der EU im Auswahlverfah-
ren am Ende geschlossen für Deutschland 
stimmten, sah es bei der gleichstarken 
Vertretung der EU-Parlamentarier fast voll-
ständig anders aus. Von den 27 Parlamen-
tarierinnen und Parlamentariern gab es nur 
eine Stimme für den deutschen Standort. 

Viele EU-Parlamentarier hatten Deutsch-
land Schwächen im Kampf gegen die 
Geldwäsche vorgeworfen und eine unzurei-
chend ausgestattete Strafverfolgung mo-
niert. Deutschland gilt sogar als einer der 
bevorzugten Rückzugsräume für kriminell 
erworbenes Geld. 

Jan Diesteldorf und Markus Zydra gingen in 
der Süddeutschen Zeitung vom 22.2.2024 

sehr ausführlich auf diese Vorbehalte ein 
und verwiesen auf die hierzulande jährlich 
100 Milliarden Euro an kriminell erwirt-
schafteten und über Immobilien, Firmen 
und Bankkonten wieder „gewaschenen“ 
Geldern. Gerade die deutsche Financial 
Intelligence Unit FIU habe durch Nichtauf-
klärungsskandale von sich reden gemacht. 

Im Deutschlandbericht 2022 hätten die 
Experten des obersten internationalen 
Anti-Geldwäsche-Gremiums FATF beklagt, 
„dass Deutschlands zuständige Behörden 
viel zu wenig tun, um die Finanztransaktio-
nen großer Verbrechersyndikate zu ermit-
teln und gerichtlich zu verurteilen.“ 

Business Crime Control fragt sich schon 
lange, ob „Standortförderung“ in der Bun-
desrepublik wichtiger ist als Kontrolle. Auf 
der Jahrestagung 2023 des Vereins zum 
Thema „Geldwäsche und Steuerbetrug – 
ein nicht zu lösendes Problem?“, bei der 
die Steuerfahnderin Birgit E. Orths und 
der Vorsitzende des Bundes Deutscher 
Kriminalbeamter Dirk Peglow referierten, 
wurden das Aufklärungsdefizit und die 
mangelhafte Transparenz insbesondere in 
großen Unternehmen beklagt. Dagegen 
könne neben anderen Maßnahmen eine 
„kriminalpräventive Mitbestimmung“ in den 
Konzernen helfen.

Auf diesem Hintergrund hat die Entschei-
dung für Frankfurt am Main als Ort der neu-
en Behörde zur Bekämpfung von Geldwä-
sche doch auch etwas Gutes. Weil sie den 
Weisungen der EU untersteht, könnte sie 
der deutschen Verfolgungsunwilligkeit end-
lich ein Ende bereiten. Die Hoffnung stirbt 
bekanntlich zuletzt.

� Herbert Storn



Unter diesem Titel berichtete Christi-
ne Dankbar am 12. Februar 2024 
im Wirtschaftsteil der Frankfurter 

Rundschau über eine Studie des Wirt-
schaftsexperten Christoph Trautvetter 
vom Netzwerk Steuergerechtigkeit. Der 
Titel ist ein Wiedergänger. Gibt man ihn 
bei Google in die Suchmaske ein, er-
scheinen etliche Artikel mit gleich oder 
ähnlich lautenden Überschriften aus den 
letzten Jahrzehnten. Es hat sich offenbar 
nicht viel geändert, trotz aller Reformbe-
mühungen in den USA, der Europäischen 
Union und den Staaten der OECD. 

Gerade die internationalen Digitalriesen 
wie Google schaffen es nach wie vor, 
sich trotz exorbitanter Umsätze und 
traumhafter Gewinnmargen weitgehend 
um Steuerzahlungen zu drücken. Ihre 
Hauptmethode dabei ist die geschickte 
Verlagerung von Gewinnen. 

Die neue Studie entstand im Auftrag der 
Linken im Europaparlament. Grundlage 
für sie waren die Geschäftsberichte drei-
er Großunternehmen, die in der EU aktiv 
sind: Booking.com, Microsoft und Alpha-
bet (der Mutterkonzern von Google). 

Dabei zeigt das Beispiel von Booking.
com in schlagender Weise, dass zur 
Steuervermeidung nicht einmal mehr 
eine Steueroase notwendig ist. Der 
Hauptsitz des Unternehmens, eines 
der wenigen großen europäischen Digi-
talkonzerne, sind die Niederlande. Hier 
arbeiten weniger als die Hälfte der mehr 
als 10 000 Angestellten des Konzerns 
– doch der weitaus größte Teil des Ge-
winns fällt in diesem Land an. 

Wie ist das möglich? Booking.com hat 
in 71 Ländern Tochtergesellschaften, 
deren Angestellte aber nach gelten-
dem Steuerrecht nur sogenannte Sup-
portdienste leisten, für die sie vom 
Mutterkonzern entlohnt werden. Der 
Löwenanteil der Gewinne wird auf diese 
Weise scheinbar in den Niederlanden 
generiert. Dort wird er mit einem effek-
tiven Niedrig-Steuersatz von 15 bis 16 

Prozent belastet. Danach werden die 
Gewinne über eine britische Zwischen-
gesellschaft in die US-amerikanische 
Zentrale transferiert. 

„Diese Struktur vermeidet Steuern auf 
drei Ebenen“, heißt es in der Studie: 
„Über den hohen Gewinnanteil der Nie-
derlande und den dortigen Steuervor-
teil, bei der Umsatzsteuer sowie bei der 
Besteuerung der Gewinnausschüttung.“ 
Insgesamt habe sich Booking.com auf 
diese Weise zwischen 2005 und 2022 
Steuerzahlungen in Höhe von 3,6 bis 4 
Milliarden Euro erspart – oder, wie man 
auch sagen könnte, als Zusatzgewinn le-
gal dem Gemeinwesen entwendet.

In Wirklichkeit ist es noch grotesker: 
Normalerweise müssen Firmen in den 
Niederlanden 25 Prozent Unterneh-
menssteuer zahlen. Doch 2010 erfand 
man zur „Wirtschaftsförderung“ für „in-
novative Tätigkeiten“ einen reduzierten 
Steuersatz von 9 Prozent. Diese „Inno-
vation Box Tax“ trägt den passenden 
Spitznamen „niederländische Sparbüch-
se“. Der niederländische Staat hat den-
noch etwas davon: Wegen seiner hohen 
Gewinne zahlte Booking.com von 2003 
bis 2021 geschätzte mehr als vier Milli-
arden Euro Steuern. Die entgingen den 
anderen Staaten, in denen der Konzern 
Niederlassungen hat.

Auch Microsoft hat seine Methode, 
Steuern durch Gewinnverschiebungen 
zu vermeiden. Sie sieht anders aus 
als bei Booking.com. Microsoft geht in 
drei Schritten vor. Zunächst werden die 
immateriellen Vermögenswerte, also 
beispielsweise die Programmcodes für 
Softwareprodukte wie Windows in den 
USA entwickelt. Diese Vermögenswerte 
werden dann ins Ausland transferiert – in 
Steuerparadiese wie Irland, Puerto Rico 
und Singapur. Danach erst werden sie 
den Tochtergesellschaften in den einzel-
nen Ländern zur Verfügung und in Rech-
nung gestellt. So wird ein Großteil der 
Gewinne steuersparend erwirtschaftet.

Obwohl beispielsweise in Irland bestimm-
te Steuervermeidungsmodelle mittler-
weile kassiert wurden, erfreut sich Micro-
soft immer noch an den Vorteilen des 
dortigen Standorts: Laut Geschäftsbe-
richten bezahlte Microsoft in den Jahren 
2020/21 etwa drei Milliarden US-Dollar 
Steuern in Irland, was einer Steuerquote 
von 7,2 Prozent entspricht. Das ist er-
heblich geringer als der offizielle Steuer-
satz von 12,5 Prozent.

Auch Alphabet nutzte die irischen Verhält-
nisse, hat aber den größten Teil seiner 
Gewinne wieder in die USA zurücktrans-
feriert. Die Steuerquote des Konzerns 
sank dennoch weiter ab: Im Jahr 2022 
wurden gerade einmal 15,9 Prozent an 
Steuern gezahlt. Alphabet machte sich 
dabei eine Kombination von Steuerpri-
vilegien zunutze. Der Dreh ist bei allen 
Unterschieden immer der gleiche: Die 
Gewinne werden dorthin verschoben, 
wo am wenigsten Steuern anfallen. Digi-
talkonzernen fällt das begreiflicherweise 
leichter als Industriefirmen. Sie handeln 
mit immateriellen Werten und Dienstleis-
tungen, die sich bequemer und unauffäl-
liger transferieren lassen.

In Italien und Frankreich wird mittlerweile 
in diesen Zusammenhängen ermittelt, in 
Deutschland jedoch bisher nicht. Nicht 
umsonst hat ja die Bundesrepublik den 
Ruf, innerhalb von Europa ein Steuerpara-
dies zu sein. Die neue Studie belegt aber 
vor allem, dass die bisherigen Reformen 
nicht ausreichten und dass Steuerschlu-
pflöcher in der EU demzufolge viel kon-
sequenter geschlossen werden müssen.

„Die Tech-Giganten nutzen alle Tricks, 
um ihre Milliarden-Profite kleinzurech-
nen“, kommentiert Martin Schirdewan, 
Vorsitzender der Linkspartei und Spit-
zenkandidat bei den Wahlen zum euro-
päischen Parlament, das Ergebnis der 
Studie. „Es kann doch nicht sein, dass 
Booking.com weniger Steuern zahlt als 
ein mittelständisches Unternehmen aus 
Franken.“ Bisher kann es genau das.

Quellen:
Christine Dankbar: „Neue Studie deckt Steuer-
tricks auf: So drücken sich Großkonzerne vor 
Abgaben“, Frankfurter Rundschau (Online) vom 
11. Februar 2024

„Digitalkonzerne fair besteuern!“, Autor: Chris-
toph Trautvetter,  Studie im Auftrag von: Martin 
Schirdewan, Mitglied des Europäischen Parla-
ments und Ko-Vorsitzender der Fraktion The Left 
im Europäischen Parlament, Brüssel, 2024

Die Steuertricks
der Großkonzerne

von Reiner Diederich



Nach dem großen Crash des Signa- 
Konzerns ist der ehemalige Self-
made-Milliardär René Benko aus 

der Öffentlichkeit verschwunden. Anfra-
gen von Journalisten zu seinem kollabie-
renden Immobilienimperium beantwortet 
er nicht. Die mediale Recherche aber 
geht unvermindert weiter, um vor dem 
Hintergrund der undurchsichtigen Kon-
zernstruktur Licht in die fragwürdigen 
Finanzströme und die politischen Ver-
bindungen Benkos zu bringen. Denn die 
Folgen der Signa-Pleite sind gravierend: 
von Jobverlust betroffene Beschäftigte, 
verlorene Staatshilfen, Bauruinen, Poli-
tikversagen (und ja, auch geprellte Groß-
investoren). 

Hamburgs Polit-Elite 
in der Mitverantwortung 

Im Januar 2024 rutschte Hamburgs 
Prestigeobjekt Elbtower, als eines der 
höchsten Gebäude Deutschlands von 
einem Stararchitekten entworfen, in 
die Insolvenz. Heute symbolisiert die 
Bauruine sowohl den Niedergang der 
Signa-Gruppe als auch das herrschen-
de autokratische Politikverständnis, das 
Spekulanten à la Benko den Weg zum 
Aufstieg ebnete. Denn gleich mehrere 
Erste Bürgermeister sorgten in der Han-
sestadt dafür, dass eine deutsche Pro-
jektgesellschaft des Signa-Konzerns den 
Zuschlag für das Bauvorhaben erhielt. 
Im Februar 2018 stellte der damalige 
Amtsinhaber Olaf Scholz (SPD) im Rah-
men einer Pressekonferenz das Projekt 
der Öffentlichkeit vor. Offensichtlich wur-
de der Kaufvertrag über das Grundstück 
schon zwei Tage davor abgeschlossen; 
die Zustimmung der politischen Gremien 
der Stadt Hamburg erfolgte dagegen 
erst ein Jahr nach der Präsentation.

Ein ehemaliger Abgeordneter der Ham-
burgischen Bürgerschaft (CDU) berich-
tete gegenüber der ARD, dass es sich 
um ein „absolutes Geheimverfahren“ ge-
handelt habe, um eine „große Mausche-
lei“, von der die Volksvertreter:innen 

nur durch Zufall erfahren hätten. Schon 
damals sei Signa ein „höchst problema-
tischer Bewerber“ mit einem schlechten 
Ruf gewesen. 122 Millionen Euro sollte 
das Baugrundstück für Signa kosten, 
zwei andere Bieter hätten bis zu 13 Mil-
lionen Euro mehr geboten, wie sich spä-
ter herausgestellt habe. 

Benkos Kontakt zu Scholz hatte der ehe-
malige SPÖ-Bundeskanzler und Signa- 
Lobbyist Alfred Gusenbauer hergestellt. 
Im März 2018 traf Benko dann Peter 
Tschentscher (SPD), den Nachfolger von 
Scholz als Erster Bürgermeister. Bereits 
zwei Tage danach wurde ein Beraterver-
trag zwischen Signa und der Agentur 
von Ole von Beust (CDU), dem ehema-
ligen Ersten Bürgermeister, abgeschlos-
sen. Dessen Aufgabe bestand darin, 
Kontakte zur lokalen Politik und Verwal-
tung herzustellen und damit politische 
Zustimmung zu organisieren. Die Bauge-
nehmigung, so eine ARD-Doku zum Fall 
Benko, sei dann unter Tschentscher in 
nicht einmal drei Monaten durchgewun-
ken worden. Außerdem sei das Bauvo-
lumen (Bruttogeschossfläche) nachträg-
lich um 18 Prozent vergrößert worden, 
ohne dass sich der Kaufpreis erhöht 
hätte – nach Aussage des CDU-Abge-
ordneten ein völlig unübliches Verfahren 
im Baugeschäft und somit ein Geschenk 
an Benko.

Benko zieht Berliner Senat 
über den Tisch

Mit diesen Worten beschrieb schon Mit-
te 2023 Katalin Gennburg, stadtentwick-
lungspolitische Sprecherin der Linkspar-
tei im Berliner Abgeordnetenhaus, einen 
Deal zwischen dem Senat der Haupt-
stadt und der Signa Holding. Im August 
2020 schloss der damalige rot-rot-grüne 
Senat eine Absichtserklärung („Letter of 
Intent“) mit Signa als Eigentümerin des 
Warenhauskonzerns Galeria Karstadt 
Kaufhof ab. „Arbeitsplätze gegen Bau-
genehmigungen von Großprojekten“ 
hieß die Devise. Nach Gennburg war 

das Versprechen der Signa-Gruppe, vier 
Galeria-Standorte zu erhalten, rechtlich 
allerdings nicht bindend, die milliarden-
schweren Baugenehmigungen in Berlin 
dagegen sehr wohl rechtswirksam (vgl. 
MieterEcho und ARD-Doku). Das ernüch-
ternde Resultat: Vier Jahre später exis-
tieren zwei der vier Warenhaus-Filialen 
nicht mehr, zugesagte Millioneninvestiti-
onen blieben zudem aus. Eine wichtige 
Rolle bei der gemeinsamen Absichtser-
klärung von Senat und Signa dürfte die 
Unternehmensagentur Joschka Fischer 
& Company gespielt haben. Als Benkos 
Lobbyist in Berlin sollte der Ex-Außenmi-
nister die Kontakte zu den Politiker:innen 
auf Bezirksebene und im Abgeordneten-
haus herstellen und vor allem bei den 
Grünen für ein besonders umstrittenes 
Bauvorhaben werben.

An der Grenze der Bezirke Neukölln 
und Kreuzberg wollte Signa vor einigen 
Jahren auf einer zentralen Liegenschaft 
ein altes Karstadt-Gebäude abreißen, 
dann für 500 Millionen Euro einen neu-
en Gebäudekomplex mit Kaufhaus, 
Hotel, Büros und Wohnungen errich-
ten. Im Rahmen eines städtebaulichen 
„Werkstattverfahrens“ sollte frühzeitig 
eine breite Mitwirkungsmöglichkeit der 
Öffentlichkeit gewährleistet werden – so 
die offizielle Darstellung. Für die Präsi-
dentin der Architektenkammer Berlin, 
Theresa Keilhacker, kam das einer letzt-
lich von Signa über Jahre organisierten 
„gelenkten Beteiligung“ gleich. Die Bür-
ger:innen dürften bei solchen Verfahren 
zwar ihre Meinungen kundtun, so die 
Architektin, aber danach passiere alles 
hinter verschlossenen Türen. Stadt und 
Investor würden entscheiden, welche 
Wünsche berücksichtigt würden. Und im 
Gegensatz zu einem normalen Planungs-
wettbewerb erfahre niemand außerhalb, 
warum (vgl. Süddeutsche Zeitung vom 
16. Februar 2024). Berlins Lokalpoliti-
kerin Katalin Gennburg hält diese Form 
der Bürgerbeteiligung für eine Farce. Sie 
würde formal durchgeführt und medial 

René Benkos exklusiver
Zugang zur Macht

von Joachim Maiworm



ausgeschlachtet, aber den Einwendun-
gen der Bürger:innen kein Gewicht ein-
räumen: „Das Verfahren von Signa war 
von Beginn an antidemokratisch und ist 
ohne Abstimmungen im Parlament ge-
laufen.“ (MieterEcho) 

Staatshilfen perdu

Die enge politische Verbindung von Ben-
ko zur Politik zeigt sich auch bei der 
Gewährung öffentlicher Hilfen. Im Zuge 
der Coronakrise pumpte die Bundesre-
gierung während der ersten beiden In-
solvenzen von Galeria Karstadt Kaufhof 
über den Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(WSF) insgesamt  680 Millionen Euro 
in das Unternehmen – obwohl es sich 
bereits vor der Pandemie in einer wirt-
schaftlichen Schieflage befand und der 
WSF schon damals mit einer erneuten 
Insolvenz gerechnet hatte (vgl. Deut-
sche Wirtschaftsnachrichten). Nach Ex-
pertenmeinung handelte es sich dabei 
offensichtlich um einen Rechtsbruch, da 
Unternehmen nach  EU-Richtlinien nur un-
terstützt werden dürfen, wenn sie noch 
über ausreichend Eigenkapital verfügen: 
„Bei Galeria war das zu diesem Zeitpunkt 
bereits bei null.“ (ebd.) Das war kaum ein 
Problem für Benko, denn der verfügte of-
fenbar auch über einen direkten Kontakt 
zum Ex-Finanzsenator Berlins, Ulrich Nuß-
baum, der als damaliger Staatssekretär 
im Bundeswirtschaftsministerium für die 
Staatshilfen an Galeria Karstadt Kaufhof 
zuständig war. Von den 680 Millionen an 
staatlichen Hilfen ist aber offenbar nur 
ein kleiner Teil ausreichend abgesichert 

worden, weshalb sie für die Steuerzahler 
weitgehend verloren sein dürften.  

Benko interessierte sich nur wenig für 
ein profitables langfristiges Handels-
geschäft, dagegen sehr für wertvolle 
Immobilien und spekulative Geschäfte. 
Nach der kompletten Übernahme von 
Galeria Karstadt Kaufhof im Jahr 2019 
wurden der Warenhauskonzern und die 
Immobiliensparte unter dem Dach der 
Signa rechtlich voneinander getrennt. 
Damit müssen die Kaufhäuser Miete an 
Signa zahlen, und zwar extrem hohe. 
Und die trieben den Handelskonzern in 
den Ruin. Würden marktübliche Mieten 
gezahlt, seien die Warenhäuser durch-
aus profitabel, bestätigte jüngst der 
Galeria-Chef in einem Spiegel-Interview 
(sieben bis elf Prozent des Umsatzes, 
statt über 30 Prozent wie im Falle eines 
Kölner Galeria-Hauses). 

Die überhöhten Mieten bliesen über Jah-
re die Immobilienwerte auf, so dass Ben-
ko Investoren, Banken und Ratingagen-
turen von seinem Geschäftsmodell 
überzeugen und immer wieder günstig 
an frisches Geld kommen konnte. Auch 
die Millionen an Staatshilfen (Steuergel-
der), als Stützung der Kaufhäuser ge-
dacht, flossen direkt in die Kasse von 
Signa. Benko ließ sich also staatliche 
Gelder für das Handelsgeschäft zuschie-
ßen, trieb damit die Immobilienwerte an 
und schüttete zugleich auf dieser Basis 
bis 2021 jährlich hohe dreistellige Millio-
nenbeträge als Dividenden an die Inves-
toren aus. 

Geld vom Insolvenzverwalter

Viel Geld fordern auch die mehr als 300 
Gläubiger von der seit vergangenen No-
vember insolventen Signa-Holding – ins-
gesamt etwa 8,6 Milliarden Euro. Der In-
solvenzverwalter erkennt derzeit davon 
jedoch nur knapp ein Prozent an: 80,3 
Millionen. Die Süddeutsche Zeitung fin-
det es bemerkenswert, dass einige von 
denen, die Millionensummen von der 
Signa-Holding fordern, maßgeblich dazu 
beigetragen haben, die Holding in die 
Zahlungsunfähigkeit zu steuern. Ganz 
vorne mit dabei sei René Benko selbst. 
Er wolle gewissermaßen von sich sel-
ber Geld, denn die Holding gehöre ihm 
mehrheitlich. 

„Allein die österreichische Familie Benko 
Privatstiftung fordert 75 Millionen Euro 
von der Holding. Weitere 57 Millionen 
Euro wollen Gesellschaften aus einem 
weiteren privaten Stiftungskonstrukt mit 
dem Namen von Laura Benko. Rechnet 
man die Forderungen aller Signa-Tochter-
gesellschaften zusammen, kommt man 
schnell auf eine Summe von mehr als 
1,6 Milliarden Euro. Dabei ist nicht aus-
geschlossen, dass sich dahinter beim ein 
oder anderen Fall auch der Name René 
Benko verbirgt. So viel, wie Benko von 
sich selber, will sonst niemand.“ (Süd-
deutsche Zeitung vom 31. Januar 2024)

Benko als Unternehmer insolvent

Nach dem Bankrott eines Großteils seiner 
Signa-Gruppe hat das Landesgericht Inns-
bruck nun das Konkursverfahren über das 
Vermögen des Unternehmers René Ben-

ko eröffnet. Denn Pressebe-
richten zufolge stellte Benko 
zuvor am 7. März 2024 einen 
Antrag auf Privatinsolvenz als 
Einzelunternehmer, bei der er 
– wie bei einer reinen Privat- 
insolvenz – ebenfalls mit sei-
nem ganzen Vermögen haftet.

Verarmen wird der Gründer 
des Firmenimperiums aber 
nicht. Kurz bevor die Sig-
na-Holding Ende November 
2023 Insolvenz anmeldete, 
waren 315 Millionen Euro von 
dem Konzern an Familien-Stif-
tungen geflossen, die Benko 
gegründet hatte. Dazu ge-
hören die Familie-Benko-Stif-
tung, die Laura-Stiftung (nach 
seiner Tochter benannt) und 
die Ingbe-Stiftung (Benkos 
Mutter als Namensträgerin), 
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die in der Steueroase Liechtenstein 
sitzt. „Privatstiftungen in dem Fürsten-
tum“, schreibt die Süddeutsche Zeitung 
am 18. Januar 2024, „sind bekanntlich 
besonders diskrete Konstrukte und für 
ausländische Steuerbehörden kaum zu 
knacken.“ Es wird davon ausgegangen, 
dass die gigantische Summe weder zur 
Insolvenzmasse des Signa-Konzerns 
noch des Unternehmers Benko gehört, 
also für die Gläubiger nicht einzutreiben 
ist. Gewinne der Signa-Unternehmen 
flossen zwar in die Stiftungen, deren „Be-
günstigte“ sind aber geheim. Vermutlich 
gehört René Benko selbst nicht dazu.

Benko besetzte zwar zuletzt keine offizi-
elle Management-Position bei Signa, be-
saß aber Beraterverträge mit einzelnen 
Gesellschaften der Gruppe. Der Salzbur-
ger Wirtschafts-Professor Leonhard Do-
busch verweist deshalb auf die Millionen 
Euro an Beraterhonoraren, die Benko für 
die Beratung seiner eigenen, formal un-
abhängigen Signa eingestrichen habe. 
Es solle auch geschaut werde, was dar-
aus geworden sei (taz).

Quellen:
„René Benko: Der Zocker und die Politik“, 
ARD-Doku (WDR und NDR), Erstausstrahlung 7. 
Februar 2024, ein Film von Ingolf Gritschneder 
und Georg Wellmann

Kristina Gnirke/Alexander Kühn: „Wir trennen 
uns von Führungskräften“ (Interview mit Gale-
ria-Chef Olivier van den Bossche und Insolvenz-
verwalter Stefan Denkhaus), Der Spiegel vom 3. 
Februar 2024, Seite 66-67

Patrick Guyton: „Sozialwohnung droht nicht“, 
taz (Online) vom 8. März 2024

Lea Hampel: „Big in Berlin“, Süddeutsche Zei-
tung vom 16. Februar 2024

Michael Kläsgen/Uwe Ritzer/Meike Schreiber: 
„Benko will viel Geld von Benko“, Süddeutsche 
Zeitung vom 31. Januar 2024

„Klassenpolitik am Hermannplatz“, Interview mit 
Katalin Gennburg, MieterEcho, Juni 2023, Seite 
12-13

Florian Kolf/René Bender: „Landesgericht Inns-
bruck eröffnet Konkursverfahren gegen René 
Benko“, Handelsblatt (Online) vom 7. März 2024

Alexander Reich: „Armer Mann des Tages: René 
Benko“, junge Welt (Online) vom 9. März 2024

Klaus Ott/Uwe Ritzer: „Im Namen der Familie“, 
Süddeutsche Zeitung vom 18. Januar 2024

Stephanie Schoen: „Signa-Pleite: Sind 660 Mil-
lionen Euro Steuergelder für Galeria Karstadt 
Kaufhof futsch?“, Deutsche Wirtschaftsnachrich-
ten vom 28. Februar 2024

„Signa-Gründer im Insolvenzverfahren: Benko- 
Vermögen im Fokus“, Süddeutsche Zeitung (On-
line) vom 8. März 2024

Krieg als
Konjunkturprogramm

von Gerd Bedszent

Konjunkturen und Krisen wechseln 
sich in der kapitalistischen Wirt-
schaftsentwicklung ab. Der Staat 

interveniert jeweils – auf sehr unter-
schiedliche Weise. Beispielsweise wurde 
zwecks Bewältigung der Weltwirtschafts-
krise von 1929 in einigen Staaten mittels 
entsprechender Sozialgesetzgebung 
wieder Massenkonsum erzeugt – was 
dann die Wirtschaft erneut ankurbelte. 
Diese Methode war letztlich die Geburt 
des keynesianischen Wohlfahrtsstaa-
tes. Im Deutschland des Reichskanzlers 
Adolf Hitler erfolgte das Konjunkturpro-
gramm allerdings ganz anders – mittels 
kreditfinanzierter Hochrüstung, die die 
Leute wieder in Arbeit und Lohn bringen 
sollte und dies vorübergehend sogar tat. 
Voraussehbare Folge war allerdings die 
Katastrophe des Zweiten Weltkrieges – 
mit weltweit über 50 Millionen Toten.

Auf den Krieg folgten die Nachkriegs-
konjunktur, dann erneute Krisen, Hoch-
rüstungsprogramme (es blieb glückli-
cherweise, jedenfalls in Europa, beim 
„Gleichgewicht des Schreckens“), 
schließlich der Siegeszug von Mikroelek-
tronik und Netzkultur (aus dem dann wie-
der eine massenhafte Vernichtung von 
Arbeitsplätzen resultierte). Und nach 
dem Auslaufen dieser vorübergehenden 
Konjunkturwelle hatten wir von 2007 
bis 2009 plötzlich die nächste Weltwirt-
schaftskrise. Die konnte im weltweiten 
Maßstab nur mittels einer gigantischen, 
nie wieder abtragbaren Staatsverschul-
dung bewältigt werden. Dass darauf in 
vergleichsweise kurzer Zeit wieder eine 
Krise folgen würde, war abzusehen. Und 
auch, dass diese dann nicht mehr mit-
tels einer simplen Kreditaufnahme be-
wältigt werden könne. 

Damit haben wir es nun seit mehreren 
Jahren zu tun – inklusive verzweifelter 
Versuche diverser Wirtschaftsunterneh-
men, Staatsapparate und multistaatli-
cher Organisationen, eine neue Konjunk-
turwelle herbeizuzaubern.

Geht es derzeit in Deutschland etwa um 
einen besonders perfiden Versuch, kon-
junkturellen Aufschwung zu erzwingen – 
wieder einmal mittels kreditfinanzierter 
Hochrüstung? Es mag so scheinen. Dass 
solche Hochrüstungsprogramme oft ein 
Vorgriff auf Wellen von Vernichtung und 
Raub sind, scheint bei deutschen Eliten 
nie angekommen zu sein.

Beim derzeitigen Krieg in der Ukraine 
handelt es sich um eine Spätfolge des 
Zerfalls der Sowjetunion in den 1990er 
Jahren. Die Ukraine als industriell unter-
entwickeltes Gebiet gehörte – wie an-
dere Regionen auch – zu den Verlierern 
dieses Zerfallsprozesses. Beim jetzigen 
Krieg geht es – abgesehen von allen 
Fragen der politischen Verfasstheit und 
des Völkerrechts – darum, ob die Ukrai-
ne wieder als wirtschaftliches Anhängsel 
Russlands ein Spielball russischer Oli-
garchen und Staatsunternehmen wird 
oder aber ein Spielball westlicher Groß-
unternehmen bleibt. Ein größerer Teil der 
ukrainischen Agrarflächen und Industrie-
objekte befindet sich jedenfalls bereits 
im Besitz westlicher Unternehmen. Und 
die westliche Rüstungsindustrie profitier-
te bisher mächtig vom Krieg – ebenso 
allerdings russische Rüstungsschmie-
den. Und keines der Unternehmen, die 
am Krieg verdienen, ist naturgemäß an 
einem Friedensschluss interessiert.

Es besteht mittlerweile die reale Gefahr, 
dass der bisher lokal begrenzte Kon-
flikt in Richtung eines atomar geführten 
Weltkrieges eskaliert. Die Zahl der Opfer 
eines solchen Krieges ist schwer voraus-
sehbar – sie dürfte aber mit hoher Wahr-
scheinlichkeit die Zahl der Opfer des letz-
ten Weltkrieges weit übersteigen.

Deutsche Wirtschaftsunternehmen schei-
nen in einer solchen Situation aber vor-
dergründig erst einmal weitere Expan- 
sionsmöglichkeiten zu wittern – und ihre 
Lobbyisten demzufolge entsprechend 
instruiert zu haben. Ein Beispiel: Anstatt 
ein Ende der Eskalation anzustreben, 



Martin Sellner gehört zu den stän-
digen Autoren der Zeitschrift 
„Sezession“, die vom Institut für 

Staatspolitik, dem neurechten Think-
tank Götz Kubitscheks im thüringischen 
Schnellroda herausgegeben wird. Von 
2015 bis 2023 war er Sprecher der Iden-
titären Bewegung in Österreich. Ende No-
vember 2023 trug er bei dem von der 
investigativen Plattform Correctiv aufge-
deckten Treffen von AfD-Mitgliedern und 
anderen Rechten in einer Potsdamer Villa 
einen „Masterplan“ zur „Remigration“ von 
Flüchtlingen und „nicht assimilierbaren“ 
Eingewanderten vor. Dazu hat er inzwi-
schen auch ein weiteres Buch im selben 
Verlag wie das hier rezensierte vorgelegt.

Regime Change von rechts – schon der 
Titel verweist darauf, worum es Sellner 
vordringlich geht: Die Umfunk-
tionierung und Neubewertung 
öffentlichkeitswirksamer Be-
griffe. Stammt regime change 
aus dem Vokabular westlicher 
politischer Strategen, die dar-
unter den „Systemwechsel von 
autoritären Regimen zu Demo-
kratien“ (Wikipedia) verstehen, 
so will Sellner einen anderen, 
in gewisser Weise entgegen-
gesetzten Richtungswechsel. 
Er nennt es „Orbanisierung“, 
also den ungarischen Weg zu 
einer gelenkten Demokratie. 
Militante Strategien lehnt er 
dabei gleichermaßen ab wie 
ein bloßes Vertrauen auf par-
lamentarische Verfahren. Die 
begrenzte Regelverletzung hat 
er ebenso wie anderes den 
linken Bewegungen entlehnt 
und bei den Identitären schon 
mit mehr oder weniger Erfolg 
praktiziert. Er hält viel von „an-
schlussfähiger Provokation“.

Die Umwertung und Platzierung 
des Begriffs „Remigration“ in 
der Öffentlichkeit ist ein weite-

res Beispiel. Ursprünglich ein neutraler 
wissenschaftlicher Begriff für die Rück-
wanderung von Migrierten, wird er von 
Sellner und der AfD als Bezeichnung 
für die von ihnen propagierte forcierte 
Abschiebung von Ausländern ohne Auf-
enthaltstitel benutzt, aber auch für das 
Herausdrängen von straffällig Geworde-
nen und Unangepassten aus dem Land, 
die bereits einen deutschen Pass besit-
zen. Dabei soll es nach Sellner juristisch 
korrekt und möglichst human zugehen, 
während der Thüringer AfD-Chef Björn 
Höcke, der Sellners Bücher und Pläne 
enthusiastisch begrüßt, in diesem Zu-
sammenhang, eine Formulierung des 
Philosophen Sloterdijk aufgreifend, von 
einer dazu notwendigen „wohltemperier-
ten Grausamkeit“ spricht.

Regime Change  
von rechts?

von Reiner Diederich

forderte kürzlich der Städte- und Gemein-
debund, ein Milliardenpaket zum Schutz 
der Bevölkerung vor einem möglichen 
Krieg aufzulegen. Dies hört sich zwar 
zunächst vernünftig an. Gemeint ist aller-
dings ein Bauprogramm – in erster Linie 
für Atombunker. Konkret forderte Haupt-
geschäftsführer André Berghegger mehr 
Bunker in Deutschland. Von den 2000 
während des Kalten Krieges errichteten 
öffentlichen Schutzräumen seien nur 
noch 600 vorhanden: »Es ist dringend 
notwendig, stillgelegte Bunker wieder in 
Betrieb zu nehmen«. Außerdem sollten 
neue, moderne Schutzräume gebaut und 
zusätzliche Sirenen installiert werden. 
Besonders die letzte Forderung dürfte 
gerade bei denen, die noch den Zweiten 
Weltkrieg und die Hochzeiten des Kalten 
Krieges miterlebt haben, böse Erinnerun-
gen aus Kindheit und Jugend wachrufen.

Dass im Falle eines atomar geführten 
Krieges solche „Schutzräume“ nur sehr 
bedingt – und dann auch nur für rela-
tiv kurze Zeit – Teile der Bevölkerung 
schützen können, wird derzeit in der Öf-
fentlichkeit kaum diskutiert. Auch nicht, 
dass anstelle einer weiteren Eskalation 
Verhandlungen mit der Gegenseite ver-
nünftig wären. In einem atomar geführten 
Krieg kann es jedenfalls keine Sieger 
geben – auch wenn danach überlebende 
Teile der Bevölkerung es schaffen, noch 
ein paar Monate in unterirdischen Bun-
kern auszuharren.

Gibt es in dieser Situation denn gar 
keinen Lichtblick? Doch. Ausgerechnet 
Papst Franziskus als weltweites Ober-
haupt aller Katholiken kritisiert die Rüs-
tungsindustrie als „Drahtzieher der Krie-
ge“ und fordert zum wiederholten Mal 
ein „Nein zum Krieg“ auf allen Seiten. 
Und laut Umfragen lehnt eine Mehrheit 
der Bundesbürger die Lieferung von 
Taurus-Raketen an die Ukraine ab und 
ist nach wie vor für mehr diplomatische 
Bemühungen um einen Waffenstillstand 
mit anschließenden Verhandlungen.

Was hat dies alles aber nun mit Wirt-
schaftskriminalität zu tun? Krieg bedeu-
tet Raub und Zerstörung, ist also verbre-
cherisch. Und Geschäftemacherei mit 
dem Tod anderer ist dem Grunde nach 
kriminell.

Quelle:
„Städte- und Gemeindebund fordert Bau neuer 
Bunker“, Der Spiegel vom 9. März 2024



Dass „Remigration“ wegen der Berichte 
über das Potsdamer Treffen und der dar-
auf folgenden Welle von Massendemons-
trationen gegen rechts als Begriff eine 
steile Karriere in den Medien erlebte, 
wertet Sellner als großen Erfolg. Auch 
dass das Wort zum „Unwort des Jahres 
2023“ erklärt wurde, nutze seiner Be-
kanntheit. Es mit dem richtigen, rechten 
Inhalt zu füllen sei nun die nächste Aufga-
be. Das entspricht dem im Buch ausge-
breiteten Konzept, auf längere Sicht eine 
„Umwertung aller Werte“ (Nietzsche) vo-
ranzubringen, die Definitionshoheit über 
Begriffe zu erreichen oder das Wording 
und Framing, wie es im denglischen 
Neusprech heißt, zu bestimmen. Es geht 
um einen Kampf um die kulturelle Hege-
monie, die die Voraussetzung dafür sei, 
politische Macht zu erringen. Darin folgt 
Sellner wie die Neue Rechte seit langem 
dem, was Antonio Gramsci in Mussolinis 
Kerker für die italienische kommunis-
tische Partei als erfolgversprechende 
Strategie entwickelt hat. Berührungs-
ängste kennen sie dabei nicht. Ganz am 
Ende seines Buches zitiert Sellner sogar 
zustimmend aus Lenins „Was tun?“.

Selbstverständlich ist das alles Taktik. 
Schließlich geht es darum, eine Revo-
lution im Dienste des Bestehenden zu 
inszenieren. Sellner nennt sie Recon-
quista – nicht zufällig ist das auch die 
Bezeichnung für die Wiedereroberung 
muslimisch besetzter Territorien im mit-
telalterlichen Spanien, die nicht nur mit 
der Zwangschristianisierung und Vertrei-
bung der Mauren, sondern auch mit der 
der Juden einherging. 

An keiner Stelle seines Buches findet 
sich bei Sellner eine Erkenntnis oder 
Kritik dessen, was das Wesen der Kapi-
talverwertung ausmacht oder auch nur 
eine ernsthafte Beschreibung von deren 
Krisen mitsamt ihren katastrophalen Aus-
wirkungen auf Mensch und Natur. Alles 
erscheint vielmehr in erster Linie als 
bloß kulturelles bzw. ethnisches Phäno-
men und Problem. Dementsprechend sei 
das Hauptziel des angestrebten Regime 
Changes von rechts die „Erhaltung der 
ethnokulturellen Identität“ des deutschen 
Volkes. Ohne sie sei alles nichts. Es gehe 
gegen den „großen Austausch“ weiter 
Teile der Bevölkerung durch Fremde als 
perfiden Plan „globalistischer Eliten“, ge-
gen den „universalistischen Schuldkult“, 
den die Siegermächte nach dem Zwei-
ten Weltkrieg Deutschland aufgezwun-

gen hätten, um es klein zu halten. Erst 
danach sei eine Beschäftigung mit der 
sozialen oder ökologischen Frage sinn-
voll, bei der es selbstverständlich unter-
schiedliche Meinungen und Lösungsan-
sätze geben könne. Sellner verspricht: 
„Für eine ‚identitäre Einheitsfront‘ muss 
niemand seine Überzeugung aufgeben.“

Man sieht, dass er sich hier den Weg 
zu Bündnissen aller Art offen halten 
will, nicht nur zu einer Querfront mit Lin-
ken. Wie überhaupt Sellners Buch eine 
Wendigkeit und Flexibilität beweist, die 
man Vertretern der extremen Rechten 
vielleicht nicht so ohne weiteres zutraut. 
Sellner hat nicht nur Gramsci gelesen, 
den er mehrfach zitiert, sondern auch 
beispielsweise den US-amerikanischen 
Protestforscher Gene Sharp und andere 

einschlägige Literatur, der er wesent-
liche Einsichten in das Entstehen von 
Bewegungen und die Möglichkeiten zu 
ihrer Beeinflussung verdankt. Nicht um-
sonst bezeichnet Björn Höcke Sellners 
Opus als „Handbuch für die deutsche 
Volksopposition“. Über viele Seiten wer-
den dazu sehr konkrete Handlungsan-
weisungen gebracht und Ratschläge für 
alle Fälle vermittelt.

Martin Sellner: 

Regime Change von rechts.  
Eine strategische Skizze 

Verlag Antaios, Schnellroda,  
4. überarbeitete Auflage,  
Januar 2024. 304 Seiten, 20 Euro 
ISBN: 978-3-949041-54-9

Aufstand der Kulturen
Martin Sellner beruft sich in seinem Buch auf Alain de Benoist, der für die 
französische Nouvelle Droite als erster die „metapolitische“ Umfunktionie-
rung linker Theorieansätze und Begriffe für die Zwecke der Rechten vorge-
nommen hat. Deshalb hier aus dessen Manifest „Aufstand der Kulturen” von 
1999 noch einige Zitate, die Sellners ideologischen Hintergrund beleuchten 
können. Da ist beispielsweise vom „westlichen Imperialismus” die Rede, ge-
gen den „die Völker” kämpfen sollen. Für die Einwanderung von Menschen 
aus anderen Kulturen wird die „Logik des Kapitals” verantwortlich gemacht, 
die „den Menschen auf den Zustand einer Ware” reduziere, „deren Standort 
man verlegen” kann. Weltweit dominiere eine „Neue Klasse”, die überall den 
„gleichen Menschentypus” erzeuge: „Kalte Sachkundigkeit, von der Wirklich-
keit losgelöste Rationalität, abstrakter Individualismus, ausschließlich auf 
Nutzen ausgerichtete Überzeugungen…” 

Ein Kernsatz lautet: „Gegen die Allmacht des Geldes, der obersten Macht in 
der modernen Gesellschaft, gilt es, die Trennung von Reichtum und politi-
scher Macht möglichst durchzusetzen.”

Die alte Unterscheidung zwischen „schaffendem” und „raffendem Kapital” 
klingt von Ferne in folgender Formulierung an: „Der Industriekapitalismus 
wurde allmählich von einem Finanzkapitalismus beherrscht, der kurzfristig 
eine Höchstrentabilität auf Kosten des tatsächlichen Zustands der National-
ökonomien und des langfristigen Interesses der Völker anstrebt”. 

Wenn der Widerspruch nicht zwischen Kapital und Arbeit, sondern zwischen 
„Geld” und „Volk” bzw. den „Interessen der Völker” gesucht und gefunden 
wird, könnte es weiter gehen bis zu einer Ethnisierung des „schlechten” 
Kapitals – als „angelsächsisches” oder, bei den Neonazis, „jüdisches” Fi-
nanzkapital. Alain de Benoist – wie auch Sellner – geht nicht so weit. Er 
begnügt sich mit der Ablenkungs- und Sündenbockfunktion, die der Begriff 
des internationalen „Finanzkapitalismus” bereits bietet.

So läuft trotz des Einsatzes von viel scheinbar kapitalismuskritischem Voka-
bular doch wieder alles auf die Botschaft von der Verteidigung der nationalen 
und kulturellen Identität gegen den christlichen, aufklärerischen oder sozia-
listischen „Universalismus” hinaus. „Für starke Identitäten”, „Für das Recht 
auf Verschiedenheit”, „Gegen die Immigration” sind die charakteristischen 
Forderungen dazu in den Kapitelüberschriften des Manifests. Der Mensch 
wird im Stil von Konrad Lorenz und Irenäus Eibl-Eibesfeldt als „territoriales 
Tier” bezeichnet; seine „Entwurzelung” sei „eine soziale Pathologie unserer 
Zeit” (zit. nach Alain de Benoist: Aufstand der Kulturen – Europäisches Mani-
fest für das 21. Jahrhundert, Junge Freiheit Verlag 2019).
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Im rechtswissenschaftlichen und poli- 
tischen Diskurs wird die Auffassung 
vertreten, das seit Anfang des letzten 

Jahres in Deutschland geltende Lieferket-
tengesetz und die aktuelle Debatte um 
eine entsprechende EU-Richtlinie ließen 
eine internationale Rechtsentwicklung 
erkennen, die auf eine Durchsetzung von 
Normen der Menschenrechte in der glo-
balisierten Wirtschaft gerichtet sei.

Unabhängig davon, ob man es für illu-
sionär hält, die kapitalistische Produk-
tionsweise könne die Einhaltung der 
Menschenrechte gewährleisten – aus-
geblendet wird in der Diskussion, dass 
marktradikale Akteure seit Jahren auch 
auf juristischer Ebene weltweit erfolg-
reich in die genau entgegengesetzte 
Richtung arbeiten. Sie wollen, wie es der 
Untertitel des neuen Buches von Quinn 
Slobodian anzeigt, „die Welt in Mikrona- 
tionen, Privatstädte und Steueroasen 
zerlegen“. Gemeint sind eigentümliche 
Enklaven, die sich zwar räumlich inner-
halb von nationalstaatlichen Territorien 
befi nden, zugleich aber von den dort 
geltenden Regeln ausgenommen sind. 
Der Autor fasst sie unter dem Begriff 
„Zonen“ zusammen. Dort sollen sich 
ausschließlich die Gesetze des Marktes 
entfalten und Investoren selber festle-
gen können, an welche Regeln sie sich 
halten wollen. Slobodian nutzt auch die 
Metapher der Perforation, um zu ver-
deutlichen, wie der Kapitalismus Löcher 
in das Territorium des Nationalstaates 
stanzt, um Ausnahmezonen mit eigenen 
Gesetzen zu errichten. Mit der Folge, 
dass neue Rechtsräume entstehen, in 
denen bislang geltende Steuerpfl ichten, 
Arbeitsrechte und Umweltaufl agen unter-
laufen oder ganz abgeschafft werden.

Slobodian zitiert zu Beginn seines Bu-
ches eine provokante Aussage des 
rechtslibertären Tech-Investors Peter 
Thiel aus dem Jahr 2009, nach dem Frei-
heit und Demokratie unvereinbar seien 
(vgl. Beitrag in BIG Business Crime, Bei-

lage zu Stichwort BAYER Nr. 1/2023). 
Die Einlassung des US-Milliardärs zeugt 
dabei nicht von reinem Wunschdenken, 
denn Slobodian verweist auf mittlerwei-
le weltweit mehr als 5.400 tatsächlich 
existierende Zonen, die eine verwirrende 
Vielfalt an Formen annehmen; nach einer 
offi ziellen Einstufung gibt es demnach 
mindestens 82 Varianten. Darunter fallen 
einzelne Produktionsstätten, Gewebe-
steueroasen auf Gemeindebasis, aber 
auch urbane Megaprojekte und ausge-
dehnte Sonderwirtschaftszonen.  

Sie alle stehen für einen „Crack Up Ca-
pitalism“ (Titel der Originalausgabe) – 
verstanden als eine Utopie des freien 
Marktes, die nach Ansicht von Anhän-
gern der Zonenbildung „durch Sezession 
und Fragmentierung der Nationalstaa-
ten“ verwirklicht werden könne. Die Idee, 
dass der Kapitalismus sehr viel wichtiger 
sei als die Demokratie und vor „dem 
Zugriff des Volkes“ gesichert werden 
müsse, entspricht nach Meinung des 
Buchautors einer gezielt entwickelten 
Geisteshaltung, die seit fünfzig Jahren 
unmerklich auf dem Vormarsch sei und 

sich auf „unsere Gesetze, Institutionen 
und politische Bestrebungen“ auswirke.

Slobodian entwirft im Grunde eine Ver-
fallsgeschichte der Demokratie, wobei er 
seine Grundthese eines von Zonen über-
säten „Zersplitterungskapitalismus“ mit 
Blick auf mehrere geografi sche Schwer-
punkte und anhand von insgesamt elf 
Fallstudien abhandelt. Unter anderem 
beschreibt er markante Entwicklungen 
in Hongkong und Singapur, London und 
Liechtenstein, Dubai und Somalia – alles 
Orte, wo sich Kapitalismus und Demokra-
tie auseinanderentwickeln würden. Den-
noch entlarvt der Autor das Ziel, mög-
lichst viele Zonen tatsächlich vom Staat 
zu „befreien“, als reine Rhetorik, denn 
letztlich seien sie Werkzeuge des Staa-
tes (und des Kapitals). Schließlich würden 
die Staaten sie einsetzen, um die eige-
nen Interessen zu verfolgen. Soll zum ei-
nen heißen, dass die Marktradikalen ihre 
Ziele nicht ohne staatliche Interventionen 
umsetzen können und sich deshalb nicht 
zufällig und nur scheinbar auf paradoxe 
Weise bewundernd über autoritäre Staa-
ten äußern (vor allem über deren „Effi zi-
enz“). Heißt zum anderen, dass Staaten 
wie Saudi-Arabien oder China ihre Posi- 
tion als staatskapitalistische (Groß)Mäch-
te durch den Bau von „extraterritorialen“ 
Megastädten oder die Einrichtung von 
Sonderwirtschaftszonen stärken wollen – 
und sich dabei oft genug über das liber-
täre Prinzip des Schutzes der Eigentums-
rechte brutal hinwegsetzen (Vertreibung 
von Dorfbewohnern usw.).
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